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BUNDESSOZIALGERICHT 

 

Beschluß 

in dem Rechtsstreit 
 

Az:  B 6 KA 14/99 B 

 

 

 
 
............................................................................................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozeßbevollmächtigte:    ..............................................................., 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Berufungsausschuß für Ärzte im Zulassungsbezirk Nordbaden, 
Keßlerstraße 1, 76185 Karlsruhe, 
 

Beklagter und Beschwerdegegner, 
 
 
beigeladen: 
 
 
1.  ............................................................................................................., 

 
 
Prozeßbevollmächtigte:    ............................................................., 

 
 
 
2.  Kassenärztliche Vereinigung Nordbaden, 

Keßlerstraße 1, 76185 Karlsruhe, 
 
 
3.  AOK Baden-Württemberg, 

Heilbronner Straße 184, 70191 Stuttgart, 
 
 
4.  Landesverband der Betriebskrankenkassen Baden-Württemberg, 

Stuttgarter Straße 105, 70806 Kornwestheim, 
 
 
5.  Innungskrankenkasse Baden-Württemberg, 

Schlachthofstraße 3, 71636 Ludwigsburg, 
 
 
6.  Badische Landwirtschaftliche Krankenkasse, 
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Steinhäuser Straße 14, 76135 Karlsruhe, 
 
 
7.  Verband der Angestellten-Krankenkassen e.V., 

Frankfurter Straße 84, 53721 Siegburg, 
 
 
8.  Arbeiter-Ersatzkassen-Verband e.V., 

Frankfurter Straße 84, 53721  Siegburg.  
 
 

 

Der 6. Senat des Bundessozialgerichts hat am 20. August 1999 durch den  

Vorsitzenden Richter   Dr.  E n g e l m a n n   sowie die Richter   Dr.  W e n n e r  

und   K r u s c h i n s k y  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 20. Januar 1999 wird verworfen.  

 

Der Kläger hat dem Beklagten die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu erstatten. Im 

übrigen sind Kosten nicht zu erstatten.  

 

 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger wendet sich gegen die Zulassung des Beigeladenen zu 1. als praktischer Arzt 

für den Vertragsarztsitz des 1994 verstorbenen Vertragsarztes Dr. Sch.         und bean-

sprucht seinerseits die Zulassung dort.  

 

Durch Urteil vom 20. Januar 1999 hat das Landessozialgericht (LSG) die Berufung des 

Klägers gegen das klagabweisende Urteil des Sozialgerichts vom 9. Juli 1997 zurück-

gewiesen und den angefochtenen Bescheid des Beklagten über die Zulassung des Bei-

geladenen zu 1. als rechtmäßig beurteilt. Seine Auswahlentscheidung zugunsten des 

Beigeladenen zu 1. sei nicht zu beanstanden. Der Beklagte habe alle in § 103 Abs 4 

Sätze 4 und 5 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) genannten Auswahlkriterien in 

sachgerechter Weise gegeneinander abgewogen. Insbesondere habe er entscheidend 

berücksichtigt, daß der Kläger sich - anders als der Beigeladene zu 1. - tatsächlich nicht 

bereit erklärt gehabt habe, den den Verkehrswert nicht übersteigenden Kaufpreis für die 

Praxis zu zahlen. Die Revision hat das LSG nicht zugelassen. Der Kläger beansprucht 

deren Zulassung mit der Begründung, die Rechtssache habe grundsätzliche Bedeutung.  

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 
- 4 - 

 

 

 

II 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig.  

 

Wird die Zulassung der Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache be-

gehrt (Zulassungsgrund nach § 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG>), muß die 

zur Überprüfung gestellte Rechtsfrage in eigener Formulierung klar bezeichnet werden 

und dargelegt werden, inwiefern diese Frage klärungsbedürftig, im anhängigen 

Rechtsstreit klärungsfähig sowie über den Einzelfall hinaus von Bedeutung ist. Diesen aus 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG zu entnehmenden Anforderungen wird die Beschwerde nicht 

vollständig gerecht.  

 

Der Kläger stellt die Fragen, in welchem Verhältnis zueinander die in § 103 Abs 4 SGB V 

genannten Zulassungskriterien stehen, ob eine Vertretertätigkeit in der ausgeschriebenen 

Praxis überhaupt und in welchem Maß berücksichtigt werden kann und ob die Erfüllung 

der spezifischen Ausbildung in der Allgemeinmedizin der Berechtigung, die Bezeichnung 

"Praktischer Arzt" zu führen, gleichzusetzen ist.  

 

Es mag dahinstehen, ob der Kläger damit überhaupt abstrakte Rechtsfragen formuliert 

und darüber hinaus deren Klärungsbedürftigkeit dargelegt hat. Insoweit hat er nur be-

hauptet, es bestehe Klärungsbedarf. Denn jedenfalls unterläßt die Beschwerde darzule-

gen, daß es im zu entscheidenden Rechtsstreit entscheidungserheblich auf diese 

Rechtsfragen ankommt (Klärungsfähigkeit). 

 

Entsprechende Darlegungen waren aber besonders deswegen angezeigt, weil das LSG 

die dem Kläger negative Entscheidung des Beklagten auch deshalb als ermessensfehler-

frei und rechtmäßig beurteilt hat, weil der Kläger sich zu keinem Zeitpunkt bereit erklärt 

hatte, den den Verkehrswert nicht übersteigenden Kaufpreis für die Praxis - nicht auch für 

das Grundstück - zu bezahlen. Diese tatsächlichen Feststellungen des LSG, die der Klä-

ger mit Verfahrensrügen nicht angegriffen hat, sind rechtlich von wesentlicher Bedeutung. 

Ein die Praxisnachfolge anstrebender Arzt kann ungeachtet seiner Qualifikation sowie der 

weiteren in § 106 Abs 4 Satz 4 SGB V genannten Kriterien solange nicht zugelassen wer-

den, wie er im Rahmen der nach § 106 Abs 4 Satz 5 SGB V zu berücksichtigenden be-

rechtigten wirtschaftlichen Interessen der Erben nicht bereit ist, den angemessenen, den 

Verkehrswert nicht übersteigenden Kaufpreis für die Praxis zu zahlen. Das Gegenteil und 

damit die Klärungsfähigkeit der aufgeworfenen Rechtsfrage darzulegen, wäre Sache des 

Klägers gewesen.  
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Die Beschwerde ist daher in entsprechender Anwendung des § 169 SGG als unzulässig 

zu verwerfen. Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des 

§ 193 SGG.  
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